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1063. Sitzung des Bundesrates am 27. März 2026: 

Ergebnisse des Bundesrates (BR) und 

Abstimmungsverhalten von Sachsen-Anhalt (ST) 

 

 

Beginn der Sitzung: 09:33 Uhr; Ende der Sitzung: 14:53 Uhr 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung: 

➢ Ansprache des Präsidenten zur Würdigung der deutsch-polnischen Freundschaft 

 

 

TOP Inhalt und Hinweise BR- 

Ausschüsse 

1 Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie durch die Sicherung von 

Tariftreue bei der Vergabe öffentlicher Aufträge des Bundes 

(Tariftreuegesetz) 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 115/26 

 

Ergebnis BR: 

Dem Gesetz wurde zugestimmt. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung 

 

- AIS - 

2 Dreizehntes Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetz-

buch und anderer Gesetze 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 116/26 

 

Ergebnis BR (Feststellung des Präsidenten): 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

- AIS - 
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3 Gesetz zur Änderung des Bundesjagdgesetzes und zur Änderung 

des Bundesnaturschutzgesetzes 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 72 Absatz 3 Satz 2 GG 

Drucksache 117/26 

zu Drucksache 117/26 

 

Ergebnis BR: 

Dem Gesetz wurde zugestimmt. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zum Gesetz 

➢ Enthaltung zu Ziffern 1 bis 4 des Plenarantrages des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern in Drucksache 117/1/26 

➢ Ablehnung der Ziffern 5, 6 des o. g. Plenarantrages 

 

- AV - U - 

4 Gesetz zur Stärkung der Angebote der Jugendarbeit im Ganztag 

während der Schulferien 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 118/26 

zu Drucksache 118/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

- FSFJ - 

5 Gesetz zur Begrenzung der Risiken durch Investmentfonds und zur 

Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/927 im Hinblick auf Über-

tragungsvereinbarungen, Liquiditätsrisikomanagement, die auf-

sichtliche Berichterstattung, die Erbringung von Verwahr- und 

Hinterlegungsdienstleistungen und die Kreditvergabe durch alter-

native Investmentfonds sowie zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2024/2994 im Hinblick auf die Behandlung des Konzentrationsrisikos, 

das aus Risikopositionen gegenüber zentralen Gegenparteien 

erwächst, und des Ausfallrisikos bei zentral geclearten Derivate-

geschäften und zur Änderung weiterer Vorschriften 

(Fondsrisikobegrenzungsgesetz) 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 119/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

- Fz - 
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6 Gesetz zur Anpassung der Krankenhausreform 

(Krankenhausreformanpassungsgesetz - KHAG) 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 120/26 

Drucksache 120/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt 

(Feststellung des Präsidenten); Ziffern 2, 3 der Ausschussempfeh-

lungen wurde zugestimmt, d. h., eine Entschließung wurde gefasst. 

 

Erklärung ST zu Protokoll (siehe Anlage): 

Minister Jan Riedel für Ministerpräsident Sven Schulze 

 

- G - 

7a Gesetz zur Anpassung des nationalen Rechts an die Reform des 

Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 

(GEAS-Anpassungsgesetz) 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 121/26 

zu Drucksache 121/26 

Drucksache 121/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt 

(Feststellung des Präsidenten); Ziffer 2 Buchstabe e, Ziffer 4 der 

Ausschussempfehlungen und dem Plenarantrag der Freien und 

Hansestadt Hamburg in Drucksache 121/2/26 wurde zugestimmt, 

d. h., eine Entschließung wurde gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zu Ziffer 2 (ohne Buchstabe e), Ziffern 3, 4 sowie 

zum Plenarantrag 

➢ Zustimmung zu Ziffer 2 Buchstabe e 

 

- In - FSFJ - 
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7b Gesetz zur Änderung des AZR-Gesetzes und weiterer Gesetze 

infolge der Anpassung des nationalen Rechts an das Gemeinsame 

Europäische Asylsystem (GEAS-Anpassungsfolgegesetz) 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 80 Absatz 2, 

Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 GG 

Drucksache 122/26 

zu Drucksache 122/26 

Drucksache 122/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Den Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., dem Gesetz 

wurde zugestimmt; eine Entschließung wurde gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zum Gesetz 

➢ Enthaltung zu Ziffer 2 (Entschließung) 

 

- In - AIS - 

8 Gesetz zur Änderung des Registerzensuserprobungsgesetzes 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 123/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

- In - 

9 Gesetz zur Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 

zur Vaterschaftsanfechtung 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 124/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

- R - 

10 Fünftes Gesetz zur Änderung des Chemikaliengesetzes 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 125/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

- U - 
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11a Gesetz zu dem Übereinkommen vom 19. Juni 2023 im Rahmen des 

Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen über die Er-

haltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere 

von Gebieten außerhalb nationaler Hoheitsbefugnisse 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 126/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

- U - 

11b Gesetz zur Ausführung des Übereinkommens im Rahmen des 

Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen über die 

Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt der 

Meere von Gebieten außerhalb nationaler Hoheitsbefugnisse 

(Hochseeschutzgesetz - HochseeSchG) 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 127/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

- U - 

12 Gesetz zur Beschleunigung der Verfügbarkeit von Wasserstoff und 

zur Änderung weiterer rechtlicher Rahmenbedingungen für den 

Wasserstoffhochlauf und weiterer energierechtlicher Vorschriften 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 128/26 

zu Drucksache 128/26 

Drucksache 128/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt 

(Feststellung des Präsidenten); Ziffer 2 Buchstaben b, d bis g, i, j der 

Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., eine Entschlie-

ßung wurde gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Ablehnung der Ziffer 2 Buchstabe a, c 

➢ Zustimmung zu Ziffer 2 Buchstaben b, d, f, g, i, j 

➢ Enthaltung zu Ziffer 2 Buchstaben e, h 

 

- Wi - U - 
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13 Gesetz zu dem Vertrag vom 17. Juli 2025 zwischen der Bundes-

republik Deutschland und dem Vereinigten Königreich Groß-

britannien und Nordirland über Freundschaft und bilaterale 

Zusammenarbeit 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 129/26 

zu Drucksache 129/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt 

(Feststellung des Präsidenten); dem Plenarantrag des Landes Nord-

rhein-Westfalen in Drucksache 129/1/26 zugestimmt, d. h., eine 

Entschließung wurde gefasst. 

 

- AA - 

14 Gesetz zu dem Abkommen vom 9. Dezember 2022 zwischen der 

Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 

Republik Österreich über die Zusammenarbeit gegen nichtmilitäri-

sche Bedrohungen aus der Luft 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 130/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

- V - 

15 Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Beweislastumkehr bei 

der selbständigen erweiterten Einziehung nach § 76a Absatz 4 des 

Strafgesetzbuches 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Berlin 

Beitritt: Hessen, Sachsen 

Drucksache 131/26 

Drucksache 131/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Den Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h. Einbringung 

des Gesetzentwurfs beim Deutschen Bundestag; Bestellung von 

Senatorin Dr. Felor Badenberg (Berlin) zur BR-Beauftragten (Fest-

stellung des Präsidenten). 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zu Ziffer 1 (Einbringung) 

➢ Zustimmung zu Ziffer 2 (Bestellung) 

 

- R - Fz - In - 
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16 Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Vermögensabschöpfung 

bei Cum-/Ex-Leerverkaufsgeschäften sowie bei Einziehungs-

beteiligten 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Hessen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 134/26 

 

Ausschussüberweisung: R, Fz 

 

 

17a Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes zur Beschleunigung des Ausbaus der Windenergie an 

Land 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Bayern, Baden-Württemberg, Niedersachsen, 

Schleswig-Holstein 

Beitritt: Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 

Drucksache 77/26 

Drucksache 77/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Einbringung des Gesetzentwurfs beim Deutschen Bundestag; Be-

stellung von Staatsminister Hubert Aiwanger (Bayern) zum BR-

Beauftragten (Feststellung des Präsidenten) 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zum Plenarantrag der Länder Brandenburg und 

Mecklenburg-Vorpommern in Drucksache 77/2/26 sowie in 

der Schlussabstimmung 

 

- Wi - U - 

17b Entschließung des Bundesrates: Stärkung des Windenergieausbaus 

 

Antrag der Länder Bayern und Niedersachsen 

Drucksache 92/26 

Drucksache 92/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 3 der Ausschussempfehlungen sowie in der Schlussab-

stimmung wurde zugestimmt, d. h., die Entschließung wurde nach 

Maßgabe von Änderungen gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 2 sowie in der Schlussabstimmung 

➢ Enthaltung zu Ziffer 3 

 

- Wi - In - U - 
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18a Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschafts-

gesetzes zur Normierung allgemeiner wirtschaftspolitischer Leitlinien 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Freistaates Bayern 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 135/26 

 

Ausschussüberweisung: Wi 

 

 

18b Entschließung des Bundesrates: Normative Energieregulierung 

unionsrechtlich ermöglichen 

 

Antrag des Freistaates Bayern 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 136/26 

 

Ausschussüberweisung: Wi, EU 

 

 

19 Entschließung des Bundesrates "Ärztliche Versorgung flächen-

deckend und zukunftsfest aufstellen" 

 

Antrag der Länder Saarland, Rheinland-Pfalz 

Beitritt: Mecklenburg-Vorpommern 

Drucksache 114/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Entschließung wurde gefasst. 

 

- G - FSFJ - K - 

20 Entschließung des Bundesrates "Pflegebudget sachgerecht nutzen, 

Anreize zum Qualifikationsmissbrauch vermeiden" 

 

Antrag der Länder Thüringen, Rheinland-Pfalz 

Beitritt: Bremen, Saarland 

Drucksache 132/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Entschließung wurde gefasst. 

 

- G - AIS - Fz - 

- K - 

21 Entschließung des Bundesrates "Ganzheitliches Konzept gegen 

häusliche Gewalt - Lücken im familiengerichtlichen Verfahrensrecht 

schließen" 

 

Antrag des Landes Hessen 

Beitritt: Nordrhein-Westfalen 

Drucksache 105/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Die Entschließung wurde gefasst. 

 

- R - FSFJ - In - 
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22 Entschließung des Bundesrates "Mehr Rechtssicherheit bei Unter-

vermietungen" 

 

Antrag des Landes Hessen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 141/26 

 

Ausschussüberweisung: R, Wo 

 

 

23 Entschließung des Bundesrates "Schutz der Straßenbrücken - 

Höhere Strafen bei Überschreitung der Gewichtsbeschränkungen im 

Schwerlastverkehr" 

 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 

Drucksache 108/26 

Drucksache 108/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 3 der Ausschussempfehlungen sowie in der Schlussab-

stimmung wurde zugestimmt, d. h., die Entschließung wurde nach 

Maßgabe von Änderungen gefasst. 

 

- Vk - In - 

24 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Behinderten-

gleichstellungsgesetzes 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 96/26 

zu Drucksache 96/26 

Drucksache 96/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 4, 8, 10 Buchstaben a, c der Ausschussempfehlungen 

wurde zugestimmt, d. h., zum Gesetzentwurf wurde Stellung 

genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zu Ziffern 1, 3, 5 bis 10 

➢ Zustimmung zu Ziffern 2, 4 

 

- AIS - FSFJ - In - 

- R - Wi - Wo - 
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25 Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) 

2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für künst-

liche Intelligenz und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 300/ 

2008, (EU) Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 

2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der Richtlinien 2014/90/EU, 

(EU) 2016/797 und (EU) 2020/1828 (Gesetz zur Durchführung der 

Verordnung über künstliche Intelligenz) 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 97/26 

Drucksache 97/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 2, 5 bis 7, 9 bis 20, 22, 24, 25, 27 bis 29 der Ausschuss-

empfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zum Gesetzentwurf wurde 

Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 2, 5 bis 7, 9, 10, 12 bis 20, 22, 24, 

25, 27 bis 29 

➢ Enthaltung zu Ziffern 8, 11 

 

- DS - AIS - AV - 

- Fz - In - K - 

- R - Wi - 

26 Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Verpackungsrechts und 

anderer Rechtsbereiche an die Verordnung (EU) 2025/40 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 98/26 

Drucksache 98/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 2 bis 8, 9 (ohne Buchstabe e), Ziffern 10 bis 13, 15 bis 20, 22, 

24, 27 bis 33 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., 

zum Gesetzentwurf wurde Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zu Ziffern 1, 8, 16, 21, 26, 31, 34 

➢ Zustimmung zu Ziffern 2 bis 7, 10, 12, 13, 15, 17 bis 20, 23, 

24, 27 bis 30, 32, 33 

➢ Ablehnung der Ziffern 9, 11, 22, 25 

 

- U - AV - In - 

- R - Wi - 
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27 Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 12. März 2025 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen 

Republik über die gemeinsame Staatsgrenze 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 99/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Es wurden keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 

 

- In - 

28a Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den 

Rat: Strategie für eine Datenunion - Erschließung von Daten für KI 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 54/26 

Drucksache 54/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 2, 7 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., 

zur Vorlage wurde Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1 bis 5, 7 

➢ Enthaltung zu Ziffer 6 

 

- EU - DS - In - 

- K - Wi - 

28b Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Verordnungen (EU) 2024/1689 und (EU) 

2018/1139 im Hinblick auf die Vereinfachung der Umsetzung harmo-

nisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz 

(Digital-Omnibus-Verordnung zur KI) 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 33/26 

zu Drucksache 33/26 

Drucksache 33/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1 bis 5, 8 bis 10, 15 bis 18, 21 bis 23, 26, 31 bis 34 der Aus-

schussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde 

Stellung genommen; Direktübermittlung der Stellungnahme an die 

Kommission. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zu Ziffern 1 bis 3, 6, 7, 12 bis 14, 19 bis 21, 23, 

25, 26 

➢ Zustimmung zu Ziffern 4, 5, 8 bis 11, 15 bis 18, 27 bis 34 

➢ Ablehnung der Ziffern 22, 24 

 

- EU - AIS - DS - 

- In - K - R - 

- Wi - 
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28c Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Verordnungen (EU) 2016/679, (EU) 

2018/1724, (EU) 2018/1725, (EU) 2023/2854 und der Richtlinien 

2002/58/EG, (EU) 2022/2555 und (EU) 2022/2557 hinsichtlich der 

Vereinfachung des digitalen Rechtsrahmens und zur Aufhebung der 

Verordnungen (EU) 2018/1807, (EU) 2019/1150, (EU) 2022/868 und 

der Richtlinie (EU) 2019/1024 (Digital-Omnibus-Verordnung) 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 34/26 

zu Drucksache 34/26 

Drucksache 34/1/26 

zu Drucksache 34/1/26 (Berichtigung) 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1 bis 6, 8 bis 13, 18, 20, 25, 27 bis 35, 37 bis 40, 42 bis 63 der 

Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde 

Stellung genommen; Direktübermittlung der Stellungnahme an die 

Kommission. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 5, 8 bis 13, 17, 20, 27, 28, 31 bis 

35, 38 bis 40, 42 bis 60, 62, 63 

➢ Enthaltung zu Ziffern 2 bis 4, 6, 7, 14 bis 16, 18, 21, 22, 24, 

25, 29, 30, 36, 37, 61 

➢ Ablehnung der Ziffer 23 

 

- EU - AIS - DS - 

- Fz - In - R - 

- Wi - 

29 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2023/956 im Hinblick 

auf die Ausweitung des Anwendungsbereichs auf nachgelagerte 

Waren sowie auf Maßnahmen zur Bekämpfung von Umgehungs-

praktiken 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 79/26 

zu Drucksache 79/26 

Drucksache 79/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1 bis 14 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, 

d. h., zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung ge-

nommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 2, 5, 7 bis 12, 13 (ohne Buchstabe 

b), Ziffer 14 

➢ Enthaltung zu Ziffern 3, 4, 6, 13 Buchstabe b 

 

- EU - Fz - U - 

- Wi - 
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30 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Einrichtung des Temporären Dekarbonisierungsfonds 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 94/26 

zu Drucksache 94/26 

Drucksache 94/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 2, 4 bis 14, 17 bis 19 der Ausschussempfehlungen wurde 

zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 2, 4 bis 14, 16 bis 19 

➢ Ablehnung der Ziffer 3 

 

- EU - AV - Fz - 

- U - Wi - 

31 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zu Leitlinien für die transeuropäische Energieinfrastruktur, 

zur Änderung der Verordnungen (EU) 2019/942, (EU) 2019/943 und 

(EU) 2024/1789 und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 2022/869 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 89/26 

zu Drucksache 89/26 

Drucksache 89/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1 bis 4, 6 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, 

d. h., zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung ge-

nommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1 bis 6 

 

- EU - In - U - 

- Wi - Wo - 
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32 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2088 über nach-

haltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungs-

sektor und der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 über Basisinforma-

tionsblätter für verpackte Anlageprodukte für Kleinanleger und 

Versicherungsanlageprodukte (PRIIP) sowie zur Aufhebung der 

Delegierten Verordnung (EU) 2022/1288 der Kommission 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 69/26 

zu Drucksache 69/26 

Drucksache 69/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1 bis 8 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., 

zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Ablehnung der Ziffern 1 bis 4, 8 

➢ Zustimmung der Ziffern 5 bis 7 

 

- EU - Fz - R - 

- Wi - 

33 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates über die Wirksamkeit von Abrechnungen und zur Auf-

hebung der Richtlinie 98/26/EG und zur Änderung der Richtlinie 

2002/47/EG über Finanzsicherheiten 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 70/26 

zu Drucksache 70/26 

Drucksache 70/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Ziffern 1, 2 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., 

zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung genommen. 

 

- EU - Fz - R - 

- Wi - 
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34 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/1238 über ein 

Paneuropäisches Privates Pensionsprodukt (PEPP) 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 71/26 

zu Drucksache 71/26 

Drucksache 71/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1 bis 10 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, 

d. h., zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung ge-

nommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1 bis 4, 6, 8 bis 10 

➢ Enthaltung zu Ziffern 5, 7 

 

- EU - AIS - Fz - 

- R - Wi - 

35 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Änderung der Richtlinien 2001/18/EG und 2010/53/EU 

hinsichtlich des Inverkehrbringens von genetisch veränderten Mikro-

organismen und der Aufbereitung von Organen 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 93/26 

zu Drucksache 93/26 

Drucksache 93/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 4 bis 7, 12 bis 15, 17 bis 21 der Ausschussempfehlungen 

wurde zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1 bis 7, 10 bis 13, 15 bis 21 

➢ Enthaltung zu Ziffern 8, 9, 14 

 

- EU - AV - G - 

- U - Wi - 
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36 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/631 in Bezug auf 

CO2-Emissionsnormen für neue leichte Nutzfahrzeuge und die 

Fahrzeugkennzeichnung sowie zur Aufhebung der Richtlinie 

1999/94/EG 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 68/26 

zu Drucksache 68/26 

Drucksache 68/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 12 bis 15 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, 

d. h., zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung ge-

nommen; Direktübermittlung der Stellugnahme an die Kommission. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 2 

➢ Enthaltung zu Ziffern 3, 12 bis 14 sowie zum Plenarantrag 

des Freistaates Bayern in Drucksache 68/2/26 

(Subsidiaritätsrüge) 

➢ Ablehnung der Ziffer 15 

 

- EU - U - Vk - 

- Wi - 

37 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006, (EU) 

2018/858, (EU) 2019/2144 und (EU) 2024/1257 des Europäischen 

Parlaments und des Rates hinsichtlich der Vereinfachung der tech-

nischen Anforderungen und der Prüfverfahren für Kraftfahrzeuge 

sowie zur Aufhebung der Richtlinie 70/157/EWG des Rates und der 

Verordnung Nr. 540/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 65/26 

zu Drucksache 65/26 

Drucksache 65/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 9 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., 

zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung genommen. 

 

- EU - In - U - 

- Vk - Wi - 
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38 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Änderung der Richtlinie 92/6/EWG zur Ausnahme 

bestimmter Elektrofahrzeuge der Klasse N2 von der Anforderung 

zum Einbau und zur Benutzung eines Geschwindigkeitsbegrenzers 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 64/26 

zu Drucksache 64/26 

Drucksache 64/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 5 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., 

zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung genommen. 

 

- EU - In - U - 

- Vk - 

39 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 

den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 

Ausschuss der Regionen: Vereinfachungen für eine nachhaltige 

Wettbewerbsfähigkeit 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 106/26 

Drucksache 106/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 6, 10 bis 17, 19 bis 28, 33 der Ausschussempfehlungen 

wurde zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde Stellung genommen; 

Direktübermittlung der Stellungnahme an die Kommission und das 

Europäische Parlament. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 6, 10 bis 33 

➢ Enthaltung zu Ziffern 2 bis 5, 7 bis 9 

 

- EU - AV - U - 

- Wi - 
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40 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2023/1542 und der 

Verordnung (EU) 2024/1244 im Hinblick auf die Vereinfachung 

einiger Anforderungen und die Verringerung des Verwaltungsauf-

wands 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 60/26 

zu Drucksache 60/26 

Drucksache 60/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 9 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., 

zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung genommen; 

Direktübermittlung der Stellungnahme an die Kommission. 

 

- EU - AV - U - 

- Wi - 

41 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Aussetzung der Anwendung der Vorschriften über die 

Benennung eines Bevollmächtigten für die erweiterte Hersteller-

verantwortung für Batterien und Altbatterien sowie Verpackungen 

und Verpackungsabfälle 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 56/26 

zu Drucksache 56/26 

Drucksache 56/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 13 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., 

zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 4 bis 8, 10 bis 13 

➢ Enthaltung zu Ziffern 2, 3, 9 

 

- EU - U - Wi - 
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42 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Aussetzung der Anwendung der Vorschriften über die 

Benennung von Bevollmächtigten für die erweiterte Hersteller-

verantwortung für Abfälle, Elektro- und Elektronik-Altgeräte und 

Einwegkunststoffabfälle 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 59/26 

zu Drucksache 59/26 

Drucksache 59/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 13 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., 

zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 4 bis 8, 10 bis 13 

➢ Enthaltung zu Ziffern 2, 3, 9 

 

- EU - U - Wi - 

43 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Beschleunigung von Umweltprüfungen 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 63/26 

zu Drucksache 63/26 

Drucksache 63/1/26 

zu Drucksache 63/1/26 (Berichtigung) 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 4 bis 7, 9 bis 20, 22, 28 bis 35, 39, 41 bis 47 der Aus-

schussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung genommen; Direktübermittlung 

der Stellungnahme an die Kommission. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 3 bis 7, 9 bis 20, 22, 23, 28, 30 bis 

32, 34, 36 bis 38, 41, 42, 44, 45, 47 

➢ Ablehnung der Ziffern 2, 21, 24, 29, 33, 35, 39, 40, 43, 46 

➢ Enthaltung zu Ziffern 25 bis 27 

 

- EU - In - R - 

- U - Vk - Wi - 

- Wo - 
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44 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Änderung der Richtlinie 2007/2/EG im Hinblick auf die 

Vereinfachung bestimmter Anforderungen an die Schaffung der 

Geodateninfrastruktur in der Union 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 61/26 

zu Drucksache 61/26 

Drucksache 61/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 5 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., 

zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung genommen. 

 

- EU - In - U - 

- Wi - 

45 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Änderung der Richtlinien 2008/98/EG, 2010/75/EU, (EU) 

2015/2193 und (EU) 2024/1785 des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf die Vereinfachung bestimmter Anforde-

rungen und die Verringerung des Verwaltungsaufwands 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 62/26 

zu Drucksache 62/26 

Drucksache 62/1/26 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1 bis 6, 10 bis 20, 27, 28 der Ausschussempfehlungen wurde 

zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Stellung genommen; Direktübermittlung der Stellungnahme an die 

Kommissin. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 4, 10 bis 20, 25 bis 28 

➢ Enthaltung zu Ziffern 2, 3, 5 bis 7, 21 bis 24 

 

- EU - AV - In - 

- U - Wi - 
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46 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Änderung der Richtlinie 98/58/EG des Rates und der 

Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich der Vereinfachung und Verschärfung der Anforderungen 

an die Lebens- und Futtermittelsicherheit und zur Aufhebung der 

Richtlinien 82/711/EWG und 85/572/EWG des Rates 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 67/26 

zu Drucksache 67/26 

Drucksache 67/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 12 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, 

d. h., zur Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung ge-

nommen. 

 

- EU - AV - G - 

- In - U - Vk - 

47 Verordnung über den automatisierten Abruf von Daten der Träger der 

Leistungen nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialgesetzbuch 

durch die Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit zur Prüfung 

des Anspruchs auf Kindergeld (FamkaKiGAbrV) 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 73/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Der Verordnung wurde zugestimmt. 

 

- AIS - Fz - In - 

48a Neunte Verordnung zur Änderung der Sozialversicherungs-

Rechnungsverordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 87/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Der Verordnung wurde zugestimmt. 

 

- AIS - 

48b Dreizehnte Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der 

Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über das Rechnungswesen in der 

Sozialversicherung 

 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG 

Drucksache 88/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift wurde zugestimmt. 

 

- AIS - 
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49 Zweite Verordnung zur Änderung der GAPInVeKoS-Verordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 75/26 

Drucksache 75/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., der 

Verordnung wurde nach Maßgabe einer Änderung zugestimmt. 

 

- AV - Fz - U - 

50 Erste Verordnung zur Durchführung des Finanzausgleichsgesetzes 

im Ausgleichsjahr 2026 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 76/26 

zu Drucksache 76/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Der Verordnung wurde zugestimmt. 

 

- Fz - 

51 Zweite Verordnung zur Neufassung der Asylzuständigkeits-

bestimmungsverordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 74/26 

zu Drucksache 74/26 (Berichtigung) 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Der Verordnung wurde zugestimmt. 

 

- In - 

52a Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien 

der Europäischen Union für die Ratsarbeitsgruppe Visa 

 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG 

i.V.m. Abschnitt I der Bund-Länder-Vereinbarung 

Drucksache 247/25 

Drucksache 247/1/25 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Den Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h. Benennung 

von Charlotte Maus (Berlin). 

 

- EU - In - 
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52b Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungs 

gremien der Europäischen Union für den Themenbereich 

"Marktüberwachungsverordnung (EU) Nr. 2019/1020" 

 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG 

i.V.m. Abschnitt I der Bund-Länder-Vereinbarung 

Drucksache 100/26 

Drucksache 100/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Den Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h. Benennung 

von Ministerialrätin Dr. Anja Schmolke (Baden-Württemberg). 

 

- EU - Wi - 

53 Benennung eines Mitglieds für den Beirat für Forschungsmigration 

 

gemäß § 38d Absatz 5 Satz 2 Nummer 2 AufenthV 

Drucksache 15/26 

Drucksache 15/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Den Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h. Zustimmung, 

für die Benennung Tillmann Schwarz (Baden-Württemberg) vorzu-

schlagen. 

 

- In - K - 

54 Benennung eines Mitglieds für den Beirat Deutschlandstipendium 

 

gemäß § 12 StipG 

i.V.m. § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 StipV 

Drucksache 104/26 

Drucksache 104/1/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Der Ausschussempfehlung wurde zugestimmt, d. h., Zustimmung, für 

die Benennung Sabine Furchert-Eichenbaum (Nordrhein-Westfalen) 

vorzuschlagen. 

 

- K - 

55 Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

 

Drucksache 107/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Von einer Äußerung und einem Beitritt zu den Verfahren wurde 

abgesehen. 

 

- R - 
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56a Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschafts-

gesetzes 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 143/26 

 

Ausschussüberweisung: Wi, U 

 

 

56b Entschließung des Bundesrates: Einbindung von Flexibilitäten in die 

Stromnetze als Schlüssel zur Kostensenkung 

 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 144/26 

 

Ausschussüberweisung: Wi, U 

 

 

57 Entschließung des Bundesrates "Zweckbindung von Sozialleistungen 

sichern - Rechtsdurchsetzung stärken - Subventionierung von 

dauerhaften Missständen in Problemimmobilien beenden" 

 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 148/26 

 

Ausschussüberweisung: AIS, Fz, R, Wo 

 

 

58 Entschließung des Bundesrates: „Gesundheit von Kindern und 

Jugendlichen schützen: Reduzierung des Zuckergehaltes von Er-

frischungsgetränken und Einführung einer gesetzlichen Altersgrenze 

für den Verkauf von Energy-Drinks“ 

 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 145/26 

 

Ausschussüberweisung: AV, FSFJ, G, Wi 

 

 



Vertretung des Landes Sachsen-Anhalt beim Bund, 1063. Sitzung des BR am 27.03.2026, 

Ergebnisse des BR und Abstimmungsverhalten von ST 

 

25 

59 Entschließung des Bundesrates: Zulassungsstopp für die Teilnahme 

an Integrationskursen nach § 44 Absatz 4 AufenthG zurücknehmen 

 

Antrag der Länder Bremen, Niedersachsen 

Beitritt: Hamburg, Rheinland-Pfalz 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 151/26 

 

Ausschussüberweisung: In, AIS, Fz, Wi 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung 

 

 

60 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates über saubere Unternehmensfahrzeuge 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und 

§§ 3 und 5 EUZBLG 

Geschäftsordnungsantrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 57/26 

zu Drucksache 57/26 

Drucksache 57/1/26 

 

Fortsetzung der Ausschussberatungen im EU 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zum Plenarantrag des Freistaates Bayern in 

Drucksache 57/2/26 (Subsidiaritätsrüge) 

➢ Zustimmung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung für 

eine Stellungnahme gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

 

- EU - Fz - U -  

- Vk - Wi -  

61 Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Asylgesetzes 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Freistaates Sachsen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 154/26 

 

Ausschussüberweisung: R, In 

 

 

62 Entschließung des Bundesrates "Maßnahmen zur Verbesserung der 

Zulassungssituation von Pflanzenschutzmitteln" 

 

Antrag des Freistaates Sachsen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 155/26 

 

Ausschussüberweisung: AV, EU, U 
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63 Entschließung des Bundesrates "Schutz von Kindern und Jugend-

lichen in den sozialen Medien stärken" 

 

Antrag der Länder Niedersachsen, Thüringen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 169/26 

 

Ausschussüberweisung: FSFJ, EU, In, Wi 

 

 

64 Entschließung des Bundesrates "Solidarität mit den Opfern digitaler 

Gewalt - Unterstützung des digitalen Gewaltschutzgesetzes" 

 

Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

Beitritt: Brandenburg, Bremen, Saarland, Schleswig-Holstein 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 170/26 

 

Ergebnis BR: 

Die Entschließung wurde im Wege der sofortigen Sachentscheidung 

gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zu allen Abstimmungen 

 

 

65 Entschließung des Bundesrates zur Verhinderung ungebremster 

Preissteigerungen an den Zapfsäulen und der Einführung einer 

Übergewinnsteuer 

 

Antrag der Länder Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern 

Beitritt: Niedersachsen, Saarland 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 166/26 

 

Ausschussüberweisung: Wi, Fz 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung 

 

 

66 Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den Eisenbahn-

infrastrukturbeirat 

 

gemäß § 4 Absatz 4 BEVVG 

Antrag des Landes Brandenburg 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 167/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Benennung von Minister Robert Crumbach (Brandenburg) im Wege 

der sofortigen Sachentscheidung 
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67 Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für 

den Beirat bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Tele-

kommunikation, Post und Eisenbahnen 

 

gemäß § 5 Absatz 1 BEGTPG 

Antrag des Landes Brandenburg 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 168/26 

 

Ergebnis BR / Abstimmung ST: 

Benennung von Ministerin Martina Klement (Brandenburg) als Mit-

glied und von Staatssekretär Dr. Markus Niggemann (Brandenburg) 

als stellvertretendes Mitglied im Wege der sofortigen Sachent-

scheidung 

 

 

68 Entschließung des Bundesrates "Gaspreiskrise rechtzeitig ab-

wenden, Speicherfüllstände langfristig sichern" 

 

Antrag des Saarlandes 

Beitritt: Mecklenburg-Vorpommern 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 172/26 

 

Ausschussüberweisung: Wi, Fz 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung 

 

 

69 Gesetz zur Einführung eines Gesetzes zur Anpassung von Kraft-

stoffpreisen und zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbs-

beschränkungen (Kraftstoffmaßnahmenpaket) 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 174/26 

 

Ergebnis BR (Feststellung des Präsidenten): 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zu den Plenaranträgen des Freistaates Sachsen, 

dem Thüringen beigetreten ist, in Drucksache 174/1/26 sowie 

des Saarlandes in Drucksache 174/2/26 (neu) 

 

Rede ST: 

Ministerin Dr. Lydia Hüskens 

 

 

 

Hinweis: 

 

Die nächste Sitzung wurde für den 08.05.2026, 09:30 Uhr, einberufen. 
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A n l a g e 

(zu TOP 6) 

 

Protokollerklärung 

des Landes Sachsen-Anhalt 

 

1063. Sitzung des Bundesrates am 27.03.2026 

Gesetz zur Anpassung der Krankenhausreform (Krankenhausreformanpassungsgesetz - KHAG) 

BR-Drucksache 120/26 

 

Das Land Sachsen-Anhalt betrachtet das vorliegende Gesetz im Hinblick auf die Folgen für die 

stationäre medizinische Versorgung, insbesondere in dünn besiedelten Regionen, mit Bedenken. 

 

Die getroffenen Regelungen enthalten nicht die notwendigen Werkzeuge für die Krankenhaus-

planungsbehörden der Länder, um in den ländlichen Regionen die Versorgung zufriedenstellend 

gewährleisten zu können. 

 

• Mit dem KHAG in der vorliegenden Fassung wird die Erfüllung der in § 6 der Pflegepersonal-

untergrenzenverordnung festgelegten Pflegepersonaluntergrenzen im Monatsdurchschnitt in 

allen pflegesensitiven Bereichen, die an dem jeweiligen Krankenhausstandort nach § 3 der 

Pflegepersonaluntergrenzenverordnung ermittelt wurden, in jeder Leistungsgruppe vorge-

geben. Eine große Zahl von Krankenhäusern hält die Pflegepersonaluntergrenzen im Monats-

durchschnitt nicht ein. Diesen kann daher keine Leistungsgruppe zugewiesen werden. Die 

stationäre Versorgung wäre somit flächendeckend, zumindest hinsichtlich der finanziellen 

Auskömmlichkeit für die Krankenhäuser, gefährdet. Aufgrund dessen ist es notwendig, zur 

ursprünglichen Regelung im Regierungsentwurf zurückzukehren. 

• So muss es möglich sein, Kooperationen in allen Leistungsgruppen zuzulassen, um damit eine 

wohnortnahe und qualitativ hochwertige Versorgung zu planen. 

• Auch fehlt die Möglichkeit, dass Planungsbehörden in Fällen, in denen dies zur Sicherstellung 

der Versorgung zwingend notwendig ist, von den Qualitätskriterien der Leistungsgruppen 

dauerhaft – nicht nur bei Sicherstellungshäusern nach § 9 KHEntG – Ausnahmen erteilen 

können. 

• Die Regelungen gefährden zudem die teilstationäre und belegärztliche Versorgung gerade in 

ländlichen Regionen. Die Anforderungen in diesen Bereichen sind weiterhin derart ausgestaltet, 

dass eine dauerhafte Erfüllung für Krankenhäuser in ländlichen Regionen nicht möglich er-

scheint. Ausnahmen sind aber auch hier nur zeitlich begrenzt möglich. 

• Die Vorgabe bundeseinheitlicher Mindestvorhaltezahlen geht zudem zulasten der Bevölkerung 

in dünn besiedelten Gebieten. 

• Ebenso strukturell benachteiligt sind Flächenländer mit vergleichsweise geringerer Bevölke-

rungsdichte bei den Regelungen zu onkochirurgischen Leistungen (§ 40 KHG). Die Reglungen 

können dort zu Versorgungslücken bzw. -engpässen führen. Versorgungslücken und -eng-

pässe sind im Bereich onkochirurgischer Leistungen allerdings nicht hinnehmbar. Die Planungs-

behörden der Länder müssen auch hier die Möglichkeit haben, Ausnahmen zuzulassen, sofern 

dies zur Sicherstellung der Versorgung zwingend notwendig ist. 

 

Aus Sicht des Landes Sachsen-Anhalt hätte die Förderung bedarfsgerechter Krankenhausstrukturen im 

Rahmen des Transformationsfonds überdies durch eine eindeutige Regelung im Gesetz ermöglicht 

werden müssen. 

 


